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Die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs vom 22.04.2016 gegen den Bescheid
der Antragsgegnerin vom 20.04.2016 wird angeordnet.

Die Antragsgegnerin trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens.

Â 
GrÃ¼nde

I.

Die Antragstellerin (Ast.) mit Sitz in A-Stadt erbringt Dienstleistungen im Bereich der
gewerblichen PersonalÃ¼berlassung und â�� vermittlung. Derzeit (Stand April
2016) beschÃ¤ftigt sie 37 Mitarbeiter, wobei 34 Mitarbeiter im Wege der
ArbeitnehmerÃ¼berlassung an Kunden verliehen werden, insbesondere im
Elektrobereich, in der Logistik, der Produktion sowie in KrankenhÃ¤usern. Eine
Mitarbeiterin (Frau C. M. ) sowie zwei Auszubildende sind mit internen Aufgaben
betraut. Die Ast. generiert ca. 98 % ihres jÃ¤hrlichen Umsatzes mit der
ArbeitnehmerÃ¼berlassung und ca. 2 % durch Personalvermittlung.
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Seit dem 09.05.2014 verfÃ¼gt die Ast. Ã¼ber eine Erlaubnis zur Ã�berlassung von
Arbeitnehmern gemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs. 1 des ArbeitnehmerÃ¼berlassungsgesetztes â��
AÃ�G. Diese Erlaubnis wurde zunÃ¤chst befristet erteilt und ist in der
Vergangenheit zuletzt mit Bescheid der Ag. vom 15.04.2015 bis zum 08.05.2016
verlÃ¤ngert worden, wobei der Bescheid vom 15.04.2015 insgesamt sieben
Auflagen vorsah.Â 

Am 11. Januar 2016 beantragte die Ast. wiederum die befristete VerlÃ¤ngerung der
Erlaubnis zur ArbeitnehmerÃ¼berlassung.Â 

Am 09. Februar 2016 fÃ¼hrte die Ag. eine sogenannte Nachschau durch, um zu
Ã¼berprÃ¼fen, ob die mit Bescheid vom 15.04.2015 erteilten Auflagen von der Ast
eingehalten worden sind.Â 

Mit Bescheid vom 20.04.2016 versagte die Ag. den Antrag auf befristete
VerlÃ¤ngerung der Erlaubnis zur ArbeitnehmerÃ¼berlassung und fÃ¼hrte zur
BegrÃ¼ndung u. a. aus, gemÃ¤Ã� Â§ 3 Abs. 1 Nr. 2 AÃ�G sei die Erlaubnis zu
versagen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigten, dass ein Ast. nach der
Gestaltung seiner Betriebsorganisation nicht in der Lage sei, die Ã¼blichen
Arbeitgeberpflichten ordnungsgemÃ¤Ã� zu erfÃ¼llen. Nach Â§ 3 Abs. 1 Nr. 1 AÃ�G
liege ein Versagungsgrund vor, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigten, das
ein Ast. die bestehende Rechtsordnung nicht beachte und die Ã¼blichen
arbeitsrechtlichen Pflichten nicht einhalte. AnlÃ¤sslich der Ã¶rtlichen PrÃ¼fung am
09.02.2016 seien Tatsachen festgestellt worden, die VersagungsgrÃ¼nde im Sinne
von Â§ 3 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 AÃ�G darstellten; auch habe sich bei der
BetriebsprÃ¼fung herausgestellt, dass die Betriebsorganisation nach wie vor
mangelhaft sei.Â 

So seien folgende VerstÃ¶Ã�e gemÃ¤Ã� Â§ 3 AÃ�G festgestellt worden:

â�¢Â Â  Â die Entgeltfortzahlung bei Krankheit, BegrÃ¼ndung:
Durchschnittsberechnung gemÃ¤Ã� Â§ 6 a NTV-IGZÂ Â  Â 

â�¢Â Â  Â Die Entgeltfortzahlung an Feiertagen, BegrÃ¼ndung: Keine Berechnung
gemÃ¤Ã� Â§ 2 Entgeltfortzahlungsgesetz â�� EntFGÂ Â  Â 

â�¢Â Â  Â Die GewÃ¤hrung von Urlaub / Urlaubsentgelt, BegrÃ¼ndung: Keine
Durchschnittsberechnung gemÃ¤Ã� Â§ 6 a NTV-IGZÂ Â  Â 

â�¢Â Â  Â KÃ¼ndigungsschutzvorschriften, BegrÃ¼ndung: KÃ¼ndigungsfrist nicht
eingehalten (Einzelfall).

Im Rahmen der Nachschau sei Ã¼berprÃ¼ft worden, ob die im Bescheid vom
15.04.2015 erteilten â�� sieben â�� Auflagen eingehalten worden seien. Diese
seien seinerzeit deswegen erteilt worden, weil damals Nachweise bezÃ¼glich der
Berechtigung zur KÃ¼rzung der arbeitsvertraglich vereinbarten VergÃ¼tung gefehlt
hÃ¤tten und festgestellt wurde, dass eine Durchschnittsberechnung bei Urlaub und
Krankheit (Â§ 6 a NTV-IGZ) nicht durchgefÃ¼hrt worden sei. Ebenso sei festgestellt
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worden, dass keine Feiertagsentlohnung nach Â§ 2 EntFG erfolgt sei, sowie eine
fehlende Eingruppierung, eine fehlende Dokumentation des rechtzeitigen Abbruchs
der Arbeitsleistung, fehlende Zustellnachweise bei KÃ¼ndigung (zur Berechnung
der Fristen und Feststellung der Beendigung). Ã�berdies sei auch die
Erreichbarkeitsklausel in ArbeitsvertrÃ¤gen sowie die mangelnde
TÃ¤tigkeitsbeschreibung in Ã�berlassungsvertrÃ¤gen beanstandet worden.
AnlÃ¤sslich der Nachschau am 09.02.2016 habe der Auflagenbescheid vom
15.04.2015 nicht vorgelegen und der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der Antragstellerin, Herr
B., habe sich auch nicht an Auflagen erinnern kÃ¶nnen. Die fÃ¼r Personal
verantwortliche Mitarbeiterin, Frau M., habe diese nur teilweise wiedergeben
kÃ¶nnen. Ã�berdies habe sie sich, obwohl als sachkundige Ansprechpartnerin
unverzichtbar â�� wÃ¤hrend des PrÃ¼ftermins entfernt und fÃ¼r RÃ¼ckfragen
nicht zur VerfÃ¼gung gestanden.Â 
Demzufolge sei die Mehrzahl der Auflagen nicht erfÃ¼llt worden. So sei anhand der
Abrechnungen erneut zu erkennen gewesen, dass eine Durchschnittsberechnung
gemÃ¤Ã� Â§ 6 a MTV-IGZ nicht durchgefÃ¼hrt worden sei. DarÃ¼ber hinaus sei
festgestellt worden, dass auch keine korrekte Berechnung des Feiertagsentgeltes
gemÃ¤Ã� Â§ 2 EntFG erfolgt sei. Vielmehr habe die Ast. nur die vertraglich
vereinbarte Arbeitszeit vergÃ¼tet, auch wenn regelmÃ¤Ã�ig mehr gearbeitet
worden sei. Der Einwand des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers der Ast., wonach nach der letzten
PrÃ¼fung auf ein neues Software Programm umgestellt worden und man sich sicher
gewesen sei, dass die Einstellung den BedÃ¼rfnissen des Unternehmens
entsprechen wÃ¼rden, kÃ¶nne den Vorwurf der mangelnden Betriebsorganisation
nicht entkrÃ¤ften. Die unternehmerische Sorgfalt hÃ¤tte es vielmehr erfordert, die
Software bezÃ¼glich der Bezahlung der unproduktiven Zeiten auf Basis des MTV-
IGZ in Kooperation mit der Softwarefirma zu individualisieren, um diese
Abrechnungsfehler zu vermeiden. Da die Umstellung bereits im Sommer 2015
erfolgt sei, kÃ¶nne nicht hingenommen werden, dass auch die aktuellen
Abrechnungen von Dezember 2015 noch Fehler aufgewiesen hÃ¤tten. Auch hÃ¤tten
keine Abrechnungen fÃ¼r Januar 2016 vorgelegen, obwohl der PrÃ¼fungstermin
vom 09.02.2016 am 14.01.2016 angekÃ¼ndigt worden sei. Auch
Probeabrechnungen hÃ¤tten nicht zur VerfÃ¼gung gestanden. Letztlich habe einzig
positiv festgestellt werden kÃ¶nnen, dass nunmehr die Eingruppierung gemÃ¤Ã�
den GrundsÃ¤tzen des MTV erfolgt sei. DarÃ¼ber hinaus seien auch
KÃ¼ndigungsnachweise (AufhebungsvertrÃ¤ge) sowie Zustellnachweise in den
Akten vorgefunden worden. Zwar hÃ¤tten UrlaubsantrÃ¤ge vorgelegen, doch seien
darin in mehreren FÃ¤llen Fehler enthalten gewesen.
Weiter heiÃ�t es im Bescheid, die Erlaubnis sei gemÃ¤Ã� Â§ 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2
AÃ�G zu versagen, wenn der Ast. die fÃ¼r die AusÃ¼bung der TÃ¤tigkeiten nach Â§
1 AÃ�G erforderliche ZuverlÃ¤ssigkeit nicht besitze und Tatsachen die Annahme
rechtfertigten, dass dieser nach der Gestaltung seiner Betriebsorganisation auch
zukÃ¼nftig nicht in der Lage sein werde, die Ã¼blichen Arbeitgeberpflichten
ordnungsgemÃ¤Ã� zu erfÃ¼llen. Diese Voraussetzung liege zum Nachteil der Ast.
vor, weil erneut und wiederholt erhebliche MÃ¤ngel festgestellt worden seien. Herr
B. verfÃ¼ge trotz mehrjÃ¤hriger GeschÃ¤ftstÃ¤tigkeit im VerleihgeschÃ¤ft lediglich
Ã¼ber rudimentÃ¤re Kenntnisse im Recht der ArbeitnehmerÃ¼berlassung und den
damit in Verbindung stehenden Rechtsgebieten. Zwar komme unter dem
Gesichtspunkt der VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit grundsÃ¤tzlich auch das weniger
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einschneidende Mittel, nÃ¤mlich die Erteilung einer Auflage und erneuten
befristeten VerlÃ¤ngerung in Betracht, um damit die zukÃ¼nftige
ordnungsgemÃ¤Ã�e AusÃ¼bung der ArbeitnehmerÃ¼berlassung sicherzustellen. Es
sei aber zu berÃ¼cksichtigen, dass bereits bei der BetriebsprÃ¼fung am
23.03.2015 und wiederholt am 09.02.2016 erhebliche MÃ¤ngel festgestellt worden
seien und die mit Bescheid vom 15.04.2015 versehenen Auflagen von der Ast. nicht
erfÃ¼llt worden seien; vielmehr sei erneut gegen festgesetzte Auflagen verstoÃ�en
worden. Die MÃ¶glichkeit der Optimierung der Betriebsorganisation habe der Ast
nicht genutzt. Auch bei AbwÃ¤gung aller Tatsachen sei daher die Versagung der
VerlÃ¤ngerung der Erlaubnis gerechtfertigt und im Interesse der Schutzfunktion des
AÃ�G sogar notwendig.Â 
In der Rechtsmittelbelehrung des Bescheides wird ausgefÃ¼hrt, dass der
Widerspruch gemÃ¤Ã� Â§ 86 a Abs. 4 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG â��
keine aufschiebende Wirkung habe. Die aufschiebende Wirkung kÃ¶nne von der Ag.
gemÃ¤Ã� Â§ 86 a Abs. 4 Satz 2 SGG auf Antrag hergestellt werden, wenn â�� unter
anderem â�� die sofortige Vollziehung eine unbillige HÃ¤rte darstellen wÃ¼rde.Â 

Die Ast. hat mit Schriftsatz vom 22.04.2016 durch ihren BevollmÃ¤chtigten gegen
den Bescheid der Ag. vom 20.04.2016 Widerspruch erhoben und sogleich einen
Antrag auf Aussetzung der sofortigen Vollziehung gestellt .
Ã�ber diesen Antrag ist seitens der Ag â�� soweit ersichtlich â�� noch nicht
entschieden worden.Â 

Am 28.04.2016 hat die Ast. das Sozialgericht angerufen und beantragt, das Gericht
mÃ¶ge die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs vom 22.04.2016 gemÃ¤Ã� Â§
86 b Abs. 1 Nr.2 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG â�� anzuordnen.

Zur BegrÃ¼ndung hat der BevollmÃ¤chtigte der Ast. u. a. vorgetragen, es
bestÃ¼nden ernsthafte Zweifel an der RechtmÃ¤Ã�igkeit des Bescheides der Ag.
vom 20.04.2016 und zwar sowohl in formeller als auch in materiell-rechtlicher
Hinsicht. BezÃ¼glich der ZuverlÃ¤ssigkeit gehe die Ag. zu Unrecht von einer
negativen Zukunftsprognose bezÃ¼glich der ZuverlÃ¤ssigkeit der Ast. aus. Die Ast.
habe vielmehr im Nachgang zum Bescheid der Ag. vom 15.04.2015 zahlreiche
MaÃ�nahmen ergriffen, um die seinerzeit festgestellten MÃ¤ngel zu beseitigen.
Auch unverzÃ¼glich nach der PrÃ¼fung am 09.02.2016 habe die Ast. weitere
Schritte eingeleitet, um allen Auflagen Rechnung zu tragen, die aus Sicht der Ag.
noch nicht zureichend erfÃ¼llt worden seien. Zur Glaubhaftmachung hat die Ast.
eine Eidesstattliche Versicherung des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers der Ast., Herrn B.,
vorgelegt, in welcher die einzelnen von Seiten der Ast. unternommenen Schritte
dargelegt werden.

Zur EilbedÃ¼rftigkeit hat die Ast. vorgetragen, eine Nachfrage bei der Ag. habe
ergeben, dass die zustÃ¤ndige Sachbearbeiterin erst ab 03.05.2016 wieder im
Dienst sei, um den Vorgang zu prÃ¼fen, bevor eine Entscheidung Ã¼ber den
Antrag auf Aussetzung der sofortigen Vollziehung getroffen werden kÃ¶nne. Vor
dem Hintergrund der Tatsache, dass der 05.05.2016 ein gesetzlicher Feiertag sei
und mit einer Sachentscheidung frÃ¼hestens in der 18. Kalenderwoche gerechnet
werden kÃ¶nne, die Erlaubnis zur ArbeitnehmerÃ¼berlassung aber bereits am
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09.05.2016 ablaufe, sei die Anrufung des Gerichts erforderlich, um
schwerwiegende, irreversible Folgen, die der Ast., insbesondere deren Mitarbeitern
drohten, ausschlieÃ�en zu kÃ¶nnen.

Zum weiteren Vorbringen wird verwiesen auf den Inhalt der Gerichtsakte.Â 
Die Akte der Ag. ist dem Gericht trotz unverzÃ¼glicher Anforderung bislang nicht
vorgelegt worden, obwohl die Antragsschrift der Ag. am 29.04.2016 Ã¼bersandt
und diese zur umgehenden Stellungnahme und AktenÃ¼bersendung aufgefordert
worden war. Eine Verwaltungsakte liegt dem Gericht bis heute, 04.05.2016, 11:45
Uhr nicht vor.Â 

II.Â 

Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs ist
zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet.

Rechtsgrundlage fÃ¼r die GewÃ¤hrung einstweiligen Rechtsschutzes ist Â§ 86 b
Abs. 1 Nr. 2 SGG, weil ein Widerspruch sowohl gegen die Aufhebung als auch gegen
die Ablehnung einer VerlÃ¤ngerung einer Erlaubnis zur ArbeitnehmerÃ¼berlassung
keine aufschiebende Wirkung hat (Â§ 86 a Abs. 4 Satz 1 SGG).Â 
Das erkennende Gericht ist zustÃ¤ndig, weil die Ast. ihren Sitz in A-Stadt hat und
das Sozialgericht auch das zustÃ¤ndige Gericht in der Hauptsache ist. Â 

GemÃ¤Ã� Â§ 86 b Abs. 1 Nr. 2 SGG kann das Gericht der Hauptsache auf Antrag in
den FÃ¤llen, in denen Widerspruch oder Anfechtungsklage keine aufschiebende
Wirkung haben, die aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise anordnen.Â 
Diese Vorschrift ist dann anzuwenden, soweit die Versagung einer neuen â��
befristeten Erlaubnis â�� angegriffen wird. Es handelt sich insoweit um die
speziellere Regelung im VerhÃ¤ltnis zu Â§ 86 b Abs. 2 SGG.
Nach Â§ 2 Abs. 4 Satz 3 AÃ�G verlÃ¤ngert sich die Erlaubnis kraft Gesetzes, wenn
die ErlaubnisbehÃ¶rde die VerlÃ¤ngerung nicht vor Ablauf des Jahres ablehnt. Das
Rechtschutzinteresse der Ast. ist demzufolge ausschlieÃ�lich auf die Aufhebung der
Ablehnung gerichtet. Einen nach Â§ 86 b Abs. 2 SGG im Wege der einstweiligen
Anordnung zu erreichende Verpflichtung der Ag. zur Erteilung einer neuen Erlaubnis
ist nach dieser gesetzlichen Konstellation zur FortfÃ¼hrung der
GeschÃ¤ftstÃ¤tigkeit der Ast. nicht erforderlich, denn das Rechtschutzziel ist bereits
allein durch die Anfechtung der Ablehnungsentscheidung zu erreichen. Mit der
Ablehnung, die Erlaubnis zu verlÃ¤ngern, hat die Ag. eine ansonsten kraft Gesetztes
angeordnete automatische VerlÃ¤ngerung der befristeten Erlaubnis unterbunden, 
Â§ 2 Abs. 4 Satz 3 AÃ�G, weshalb im Ergebnis bereits die Anordnung der
aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs dem Anliegen der Ast. Rechnung trÃ¤gt
(vgl. Beschluss des Sozialgericht KÃ¶ln vom 31.08.2015 â�� S 1 AL 438/15 ER;
Bayrisches LSG, Beschluss vom 05.01.2009 â�� L 10 B 720/08 AL ER; KÃ¤mmerer
in: ThÃ¼singer, ArbeitnehmerÃ¼berlassungsgesetz, Kommentar, 3. Auflage Â§ 2 VI
Randziffer 36 und 37).Â 
Â 
Die Ast. ist auch antragsbefugt und sie hat auch ein RechtsschutzbedÃ¼rfnis an der
angestrebten gerichtlichen Entscheidung. Der Antrag kann auch schon vor Erlass
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des Widerspruchsbescheides beziehungsweise vor Klageerhebung gestellt werden,
aber frÃ¼hestens im Zeitpunkt der Einlegung des Widerspruchs; dieser ist
vorliegend erhoben worden.

Der Antrag der Ast, die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs gegen die
Entscheidung der Ag. vom 20.04.2016 anzuordnen, ist auch begrÃ¼ndet.Â 

Ã�ber die Frage, ob im konkreten Einzelfall die Anordnung der aufschiebenden
Wirkung eines Widerspruchs nach Â§ 86 b Abs. 1 Nr. 2 SGG anzuordnen ist,
entscheidet das Gericht nach Ermessen und aufgrund einer InteressenabwÃ¤gung,
wobei das besondere Interesse des Ast. an der Anordnung der aufschiebenden
Wirkung mit dem vom Gesetz vorausgesetzten Interesse an der sofortigen
Vollziehbarkeit des Verwaltungsaktes gegeneinander abzuwÃ¤gen ist (vgl. Keller in:
Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 11. Auflage, Â§ 86 b Rdnr. 12 c).
Die PrÃ¼fung des Gerichts erfolgt dabei nicht aufgrund eines starren
PrÃ¼fungsschemas. Vielmehr gilt: Je grÃ¶Ã�er die Erfolgsaussichten des
Rechtsmittels in der Hauptsache sind, umso geringere Anforderung sind an das
Aussetzungsinteresse zu stellen (Keller. a. a. O. Rdnr. 12 d). Hieraus ist abzuleiten,
dass ein offensichtlich rechtswidriger Verwaltungsakt kein Ã¶ffentliches Interesse
an der Vollziehbarkeit begrÃ¼nden kann, weshalb in diesen FÃ¤llen die Anordnung
der aufschiebenden Wirkung regelmÃ¤Ã�ig zu erfolgen hat. Andererseits kann ein
Widerspruch, der offensichtlich keinen Erfolg haben kann, kein Ã¼berwiegendes
privates Interesse begrÃ¼nden, das die Anordnung der aufschiebenden Wirkung
eines Widerspruchs rechtfertigen wÃ¼rde, insbesondere wenn auf Seiten der
BehÃ¶rde general- oder spezialprÃ¤ventive ErwÃ¤gungen hinsichtlich der sofortigen
Geltung des Verwaltungsaktes zu berÃ¼cksichtigen sind und erkennbar ist, dass
sich entsprechende Gefahren wÃ¤hrend des laufenden Verfahrens realisieren
kÃ¶nnten.

Vorliegend sind die Erfolgsaussichten des Rechtsmittels in der Hauptsache nicht
abschÃ¤tzbar. Die von der Ag. im Bescheid zugrunde gelegten tatsÃ¤chlichen
Feststellungen hat die Ast. â�� bekrÃ¤ftigt durch eine eidesstattliche Versicherung
ihres GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers â�� in Abrede gestellt. Das Gericht kann in Ermangelung
eines Sachvortrags der Ag. und ohne Kenntnis der Verwaltungsakten auch nicht
davon ausgehen, dass alle â�� oder gegebenenfalls die maÃ�geblichen â�� die
Entscheidung der Ag. tragenden Tatsachenbehauptungen auch erwiesen sind.
Damit bleibt die Erfolgsaussicht des Rechtsmittels der Ast. in der Hauptsache offen.
Â 

Sind die Erfolgsaussichten des Rechtsmittels â�� wie vorliegend â�� nicht
abschÃ¤tzbar, bleibt nur eine allgemeine InteressenabwÃ¤gung zwischen den
Folgen, die eintreten wÃ¼rden, wenn die Eilentscheidung nicht erginge,
Widerspruch oder Klage aber spÃ¤ter Erfolg hÃ¤tten und den Nachteilen, die
entstÃ¼nden, wenn die begehrte Eilentscheidung erlassen wÃ¼rde, Widerspruch
oder Klage aber der Erfolg zu versagen wÃ¤re (Keller, a. a. O. Rdnr. 12 f). Das
Gericht hat bei der AbwÃ¤gungsentscheidung darÃ¼ber hinaus auch eine
InteressenabwÃ¤gung zwischen den wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnissen des Ast.
einerseits aber insbesondere auch gegenÃ¼ber den Rechten drittbetroffener
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Beteiligter, insbesondere deren Grundrechten vorzunehmen und dabei auch den
Grundsatz der VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit einzubeziehen.Â 
SchlieÃ�lich ist zu prÃ¼fen, ob der Sofortvollzug fÃ¼r die Ast. eine unzumutbare
HÃ¤rte darstellen wÃ¼rde, Â§ 86 a Abs.3 Satz 2 SGG.Â 

Unter BerÃ¼cksichtigung dieser Kriterien war vorliegend die aufschiebende
Wirkung des Widerspruchs anzuordnen.Â 

Das Gericht geht dabei von folgenden ErwÃ¤gungen aus: Die Erfolgsaussichten in
der Hauptsache sind derzeit nicht abschÃ¤tzbar. Bislang liegt dem erkennenden
Gericht weder eine Stellungnahme der Ag. zum Antrag der Ast. an sich noch die
Verwaltungsakte vor, weshalb das Gericht lediglich auf die vom BevollmÃ¤chtigten
der Ast. eingereichten Unterlagen zurÃ¼ckgreifen konnte.Â 
Das Gericht kann daher lediglich eine allgemeine InteressenabwÃ¤gung
vornehmen, die vorliegend zugunsten der Ast. auszufallen hat. Dabei war zu
berÃ¼cksichtigen, dass hier nicht nur eine rechtliche Bewertung mÃ¶glicher
VersagungsgrÃ¼nde nach Â§ 3 AÃ�G im Streit steht, sondern auch tatsÃ¤chliche
UmstÃ¤nde streitig sind. Ohne Kenntnis des Akteninhaltes und insbesondere des
ausfÃ¼hrlichen PrÃ¼fberichts, auf den sich die Ag. im Bescheid bezieht, ist eine
WÃ¼rdigung der von der Ag. vorgebrachten VersagensgrÃ¼nde nicht mÃ¶glich. Es
bedarf gegebenenfalls sogar der DurchfÃ¼hrung einer Beweisaufnahme, um
einzelne VorwÃ¼rfe nÃ¤her aufzuklÃ¤ren.Â 

Trotz der von der Ag. vorgetragenen Zweifel an der ZuverlÃ¤ssigkeit der Ast., die
â�� wenn sie tatsÃ¤chlich vorliegen sollten â�� auch nach Auffassung des Gerichts
schwer wiegen, musste die InteressenabwÃ¤gung vorliegend zugunsten der Ast.
ausfallen, weil nicht ausgeschlossen werden kann, dass die Ast. die von der Ag.
aufgezeigten und beanstandeten MÃ¤ngel jedenfalls zeitnah kÃ¼nftig abstellen
wird (vgl. Eidesstaatliche Versicherung des Herrn B. vom 26.04.2016). Auch hat die
Ast. glaubhaft vorgetragen, dass sie bereits Vorkehrungen getroffen hat, um
sicherzustellen, dass in Zukunft die arbeitsrechtlichen- und vertragsrechtlichen
Schutzvorschriften eingehalten werden.Â 

Die Ast. hat auch glaubhaft gemacht, dass sie nach Ablauf der Auslauffrist des Â§ 2
Abs. 4 Satz 4 AÃ�G ihren GeschÃ¤ftsbetrieb aus wirtschaftlichen GrÃ¼nden
wÃ¼rde einstellen mÃ¼ssen. Die ArbeitsplÃ¤tze von derzeit insgesamt 34
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Ast., die als Leiharbeitnehmer beschÃ¤ftigt
werden, wÃ¤ren davon betroffen. Die wirtschaftlichen Folgen fÃ¼r die Ast. wÃ¤ren
gravierend und mÃ¶glicherweise nicht wieder gut zu machen.Â 
Die Ast. hat darÃ¼ber hinaus durch die Vorlage von Stellungnahmen seitens der
Einzugstellen auch glaubhaft gemacht, dass bei ihr auch nicht von einer generellen
UnzuverlÃ¤ssigkeit als Arbeitgeberin ausgegangen werden kann.Â 

Angesichts dessen und aufgrund der von der Ast. glaubhaft eingeleiteten
MaÃ�nahmen zur Einhaltung der arbeitsrechtlichen Vorschriften, musste vorliegend
die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs angeordnet werden.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197 a SGG i. V. m. Â§ 154 ff. VwGO.
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https://dejure.org/gesetze/SGG/86a.html
https://dejure.org/gesetze/AUEG/3.html
https://dejure.org/gesetze/AUEG/2.html
https://dejure.org/gesetze/AUEG/2.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/197a.html
https://dejure.org/gesetze/VwGO/154.html


 

Â 

Erstellt am: 01.11.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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